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Verwendungshinweis und weitere Rechtsprechungsübersichten: KNE-Infothek – Rechtsprechung  

Aus der Rechtsprechung – Windenergie #4 

Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz, Urteil vom 21. Mai 2026 - 1 C 10023/25.OVG 

Streitgegenstand 

Beteiligte 

 

 

Verfahrensstand 

u. a. Abschaltungen aus Gründen des Gebiets- und Artenschutzes 

Kläger: Umweltverband  

Beklagte: Genehmigungsbehörde 

Beigeladene: Unternehmen der Windenergiebranche  

Die Klage hatte Erfolg, die Revision wurde nicht zugelassen. 

Vorgehend: Urteil vom 8. Februar 2024 – 1 C 10470/22.OVG 

Reicht eine Abschaltauflage vom 1. März bis zum 30. April aus, um erhebliche Beeinträchtigungen 

eines Schutzgebiets in seinen für die Erhaltungsziele und den Schutzzweck maßgeblichen Be-

standteilen, hier zum Schutz des Schwarzstorches, hinreichend sicher zu vermeiden?  

Nein. Der Schwarzstorch ist zwar weder artenschutzrechtlich noch gebietsschutzrechtlich als kollisi-

onsgefährdet anzusehen (Rn. 168), aber in der Revierbindungsphase besonders störungsempfind-

lich. Dass diese Phase mit dem 30. April abgeschlossen ist, erscheint dem OVG aufgrund des artspe-

zifischen Verhaltens keinesfalls hinreichend sicher (Rn. 178). Auch eine mögliche Störungsempfind-

lichkeit über die Revierbindungsphase hinaus ist bei der Überarbeitung der Nebenbestimmungen 

zu berücksichtigen (Rn. 179 f.). 

Kann der Antragsteller mit einer fachlich anerkannten Maßnahme nach Anlage 1 Abschnitt 2 zum 

BNatSchG stets ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko hinreichend sicher ausschließen und damit 

gleichzeitig gebietsschutzrechtliche erhebliche Beeinträchtigungen? 

Nein. Zwar ist nach § 45b Abs. 3 Nr. 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) im Falle einer 

Anordnung bestimmter Abschaltungen in der Regel davon auszugehen, dass hierdurch das Tö-

tungsrisko für die betreffende Art hinreichend gemindert wird. Die Genehmigungsbehörde muss 

jedoch prüfen, ob es sich auch um einen Regelfall handelt. Das hat das OVG vorliegend angesichts 

der spezifischen Raumnutzung durch mehrere Rotmilanbrutpaare verneint. Dadurch war eine ge-

bietsschutzrechtliche erhebliche Beeinträchtigung erst recht nicht ausgeschlossen. Insoweit muss 

die Genehmigungsbehörde prüfen, ob erhebliche Beeinträchtigungen durch weitergehende Ab-

schaltungen, ggf. in Verbindung mit anderen Schutzmaßnahmen oder durch die Nutzung eines An-

tikollisionssystems hinreichend sicher ausgeschlossen werden können. (Rn. 197-214)  

Muss die Genehmigungsbehörde prüfen, ob mit der beantragten Cut-In-Windgeschwindigkeit 

bei der Fledermausabschaltung die Schlagopferschwelle von 2 Individuen je Jahr und je Anlage 

einzuhalten ist? 

Ja, die Genehmigungsbehörde muss im Einzelfall prüfen, ob mit einer pauschalen Cut-In-Windge-

schwindigkeit von 6 m/sec der Schwellenwert von 2 Individuen je Jahr und je Anlage hinreichend 

sicher eingehalten werden kann, da dieser Wert von der Arbeitshilfe Windenergie und Artenschutz 

des Landesamtes für Umwelt Rheinland-Pfalz, Modul IIb abweicht. Diese Arbeitshilfe sowie die BfN-

Schrift 760 legen nahe, dass 6 m/sec zur Einhaltung des Schwellenwerts nicht ausreichen könnten. 

Eine Einzelfallprüfung ist demnach erforderlich, die bspw. zur Festlegung einer Nachtzehntel-diffe-

renzierten Cut-In-Windgeschwindigkeit führen kann. (Rn. 270) 
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